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Deutſchland. 

Berlin, 5. Februar. Se. Majeſtät det König arbeiteten 
beute Vormittag mit dem Geh. Kabinetsrath v. Mühler und em- 
pfingen den Ober⸗Jägermeiſter Grafen Eberhard Stolberg und den 
Regierungs-Präfidenten Frhrn. v. Hardenberg. 

— Ihre Maj. die Königin ertheilte geſtern dem neuernannten 
K. baleriſchen Geſandten die nachgeſuchte Antritts-Audienz und er⸗ 
ſchien Abends mit Sr. Maj. dem Könige auf dem Feſte des Kalſ. 


franzöſiſchen Botſchafters. 

— Se. Königl. Hob. der Kronprinz nahm geſtern militäriſche 
Meldugen entgegen, ertheilte dem Ritterſchaftsrath v. Pfuel und 
dem Ober⸗Bürgermelſter von Frankfurt a. M., Dr. Mumm, Au⸗ 
dienzen und erſchlen Abends in der Soltér des Kai. franzöͤſiſchen 
Botſchafters. 

— J. K. H. die Großberzogin Alerandrine von Mecklenburg- 
Schwerin if geſtern nach Schwerin zurüdgereifl. 5 

— Der Miniſter des Innern Graf zu Eulenburg nimmt, wle 
wir hören, bereits wieder dringende Verträge entgegen. 

— Der General-Direktor der Königl. Muſeen, Wirkl. Geb. 
Rath v. Olfers, der feit etwa acht Tagen in Folge eines Schlaf- 
anfalls ſchwer erktankt iſt, befindet ſich auch jetzt noch nicht auf dem 
Wege der Beſſerung. 

— Hünſichtlich des künftigen Schutzes der deulſchen Nordſee⸗ 
fiſcherel ſoll die Indienſtſtellung ein e Dampfkanonenboots zum 
Kreuzen an der Nordſecküſte zugeſichert fein, deſſen Kapitän mit 
den erforderlichen Inſtruktlonen über die bezüglichen Geſetze, Ord⸗ 
nungen und Gebräuche verſehen werden fol. Die „N. Hann. 3.“ 
meldet hierüber noch Folgendes: Auch die Frage, ob nicht zum 
Schutz des deutſchen Gewerbes fremden Fiſchern die Annäherung 
an die Küſte bis auf eine gewiſſe Entfernung zu verbieten jet, ſoll 
Gegenſtand weiterer Erörterung der Königlichen Staatsregierung 
fein. In Frankreich beſteht ein ſolchts Verbot bis auf eine Ent- 
fernung von 20 Faden für Flſcher fremder Nationalität, Wie 
ſehr von den engliſchen Fiſchern die bisherige Duldſamkeit der deut⸗ 
ſchen Regierungen gemißbraucht worden iſt, erhellt aus eingegan- 
genen Mittheilungen, wonach die Engländer ſich nicht damit be- 
gnügt haben, an den deutſchen Nordſeeküſten ihr Gewerbe auszu- 
üben und die Deutſchen des eigenen Gewinnes wegen zu beein- 
trächtigen, ſondern aus boshafter und muthwilliger Welſe dle un ⸗ 
brauchbaren kleinen Fiſche getödtet und deutſchen Fiſchern die Netzt 
jerriſſen oder geſucht haben durch Werfen von Auſterſchaalen und 
dergleichen Schaden zuzufügen. 

Berlin, 5. Februar. (Hans der Abgeordneten.) 43. Sitzung. 
Der Präſident eröffnet die Sitzung um 10½ Uhr. — Am Miniſtertiſche: 
rhr. v. d. Heydt und mehrere Regierungs⸗Kommiſſare; ſpäter erſcheint 
Fu Bismarck. — Die Tribünen ſind ſpärlich beſetzt. — Die Tages⸗ 
Ordnung lautet auf Nen der der geſtern abgebrochenen Debatte über den 
Geſetz⸗Entwurf, betre end den hannöverſchen Provinzialfonds. — Der Re⸗ 
gierungs⸗Kommiſſar Regierungs⸗Rath Küſter macht beim Beginn der De⸗ 
batte einige thatſächliche Bemerkungen gegen Anführungen des Abg. Frhrn. 
v. Binde (Minden), um die Berechtigung der Provinz Hannover auf dieſen 
onds nachzuweiſen. — Abg. v. Kardorff: Er müſſe zunächſt ſeine volle 
— über die Aeußerungen des Herrn Minifter-Präfidenten in 
Betreff der Decentraliſation ausſprechen. Er erblicke darin einen ſegens⸗ 
reichen Fortſchritt in den Anſichten des Miniſteriums, namentlich gegenüber 
den — —.— der Regierung bei Gelegenheit der Berathung des Etats 
des Miniſteriums des Innern. Er freue ſich darüber, denn das Syſtem 
der Tentraliſation ſei vollſtändig ungerecht und der Deutſchen Nation völlig 
antipathiſch. Sein Antrag ſei geſtellt in Anerkennung des Umſtandes, daß 
die Vorlage der Regierung der erſte Schritt zur Selbſtverwaltung ſei. Er 
frage nur, welchen Preis würden wir wohl gezahlt haben, wenn uns vor 
dem Kriege das Anerbieten gemacht worden wäre, Hannover zu kaufen? 
Ob der Abg. v. Vincke die Berantwortlichkeit übernehmen wolle, der Re⸗ 
gierung ihr ſchweres Amt noch mehr zu erſchweren? Er (Redner) wolle 
dieſe Verantwortung nicht übernehmen in einem Augenblicke, wo die han⸗ 
növerſche Legion an der franzöſiſchen Grenze ſtehe (oh! oh!); er wolle die 
Verantwortung nicht übernehmen 2 einer Zeit, wo die Welfiſchen Anhänger 
nur auf die Ablehnung dieſes onds warten, um ihre Agitationen von 
Neuem zu beginnen. Halte man die Forderung der 1555 Hannover 
nicht für recht, ſo möge man die Vorlage lieber gänzlich ablehnen, man 
werde der Regierung dadurch weniger Verlegenheiken bereiten, als durch 
Annahme eines Amendements. Er ſchließe mit dem suum cuique, wel⸗ 
ches er für ſich in Anſpruch nehme. Sein Antrag ſei das richtige suum 
euique, er gebe Jedem, was ihm gehöre. er Gr 
Graf v. Bismarck⸗Schönhauſen: Ich bin überzeugt, daß bei einer 
enauen Prüfung der ſtenographiſchen Berichte ſich ein prinzipieller Unter⸗ 
chied zwiſchen den Auslaſſungen, die im Namen des Miniſteriums des 
Innern über die Frage der Dezentraliſation gefallen ſind, und zwiſchen den 
meinigen nicht ſinden kann, denn es iſt eine zweifelloſe Thatſache, daß im 
Schooße des Miniſteriums eine Meinungsverſchiedenheit über dieſe Frage 
nicht herrſcht, daß wir alle darüber einig find, die Dezentraliſation in dem 
Maße, wie ich es geſtern charakteriſirt habe, zu erſtreben, und auch der 
Herr Miniſter des Innern iſt darüber prinzipiell nicht anderer Meinung. 
Es iſt möglich, daß er in Bezug auf die Modalität der Ausführung, in 
Bezug auf die Bereitwilligkeit zur Uebernahme unbeſoldeter Ehrenämter 
perjöntich ſteptiſchere Anſichten hat, als fie mir und dem Herrn Vorreduer 
eigen find, das ift eine Sache der Erfahrung; follten ſich die Vorausſetzun⸗ 
gen des Herrn Miniſters des Innern als begründet ergeben, ſo würde das 
vielleicht zu der Nothwendigkeit führen, nicht ausſchließlich auf gewählte 
Ehrenämter zu rekurriren, 5 den unabhängigen provinziellen Körper⸗ 
ſchaften rechts und ſachkundige Beamten beizugeben, wie das früher bei 
den landſchaftlichen Vertretungen ſehr oft der Fall geweſen iſt. Das find 
alles Modalitäten der Ausführung, auf die ich jetzt nicht eingehen will. 
Darüber iſt das Staatsminiſterium in ſich einig, daß ein Zuſtand ſo bald 
als möglich aufhören müſſe, in welchen über jeden Zaun, über jede Brüden- 
bohle durch fünf Inſtanzen bis nach Berlin gegangen wird und daß ſchließ ⸗ 
lich die beiden äußerſten 1 ole, die Bezirks⸗Gendarmen und die geheimräth- 
lichen Kreiſe des Miniſteriums, die eigentlich Entſcheidenden in jeder ſpe ⸗ 
ziellen Sache ſind. (Allſeitiges Bravo.) Solchem Zuſtande eine Remedur 
zu ſchaffen, dieſe Aufgabe verſtehen wir unter Dezentraliſation; in Betreff 
der Modalitäten der Ausführung ſei das Miniftertum jeder Belehrung zu⸗ 


änglid. (Bravo.) > 7 

2 Gin. v. Benda: Er habe für bie Entſchädigung der depoſſedirten 
Fürſten geſtimmt, weil er in der Ablehnung der Forderung der Regierung 
eine ſchwere Schädigung der deutſchen Intereſſen geſehen habe. Es ſei aber 
nicht nachgewieſen, daß es ſich mit der heutigen Vorlage eben ſo verhalte. 
Er bedauere, daß die Vorlage an das Haus gekommen, daß ſie nicht ſchon 
im September v. J. erledigt ſei. Er ſei bereit, auf das Bedürfniß der 
Provinz Hannover auch in Bezug auf den Chanſſeebau volle Rückſicht zu 


Stettin 


die Urſache der Verſpätung geweſen iſt, 


Bevölkerung dafür geweſen, jo wäre ein Theil meines Programms ausjühr- 
bar geweſen. 


erlauben, die ich vorzugsweiſe an die Fraktionen richte, die ſich die Unter⸗ 
ftügung der Königlichen Regierung zur Aufgabe geſtellt haben. Der Herr 


dieſe Vorausſicht nicht unterſchreiben; ich finde in der Vergangenheit einen 


Abendblatt. Done 


ken gegen die Vorlage ſeien finan⸗ 
baltigen Anſchwellen unſerer Schul⸗ 
te ſei eine Ungerechtigkeit gegen die 
gehe von dem Grundſatz aus: 


nehmen. (Zuſtimmung.) Seine ® 
zieller Natur, fie beſtänden in dem 
denlaſt. Die Bewilligung dieſer f 
übrigen Provinzen. (Sehr richtig ) 
gleiche Pflichten, gleiche Rechte, und den gleichen Rechten gehöre auch 
der Anſpruch der übrigen Provinzen auf die Gewährung eines Provinzial ⸗ 
Fonds. Man werde doch nicht behaupten können, daß die Seloſtverwal⸗ 
tung nur dann möglich ſei, wenn man ihr die nötbige Unterlage von 10 
bis 12 Millionen gebe. Man behandle die neuen Provinzen mit abſoluter 
Gerechtigkeit und Schärfe; denn es könne das Zuviel eben ſo ſchädlich ſein, 
als das Zuwenig. Er jet für die Zukunft vollſtändig beruhigt, denn er 
wiſſe, daß er ho durch feine heutige Abſtimmung die volle Freiheit ſeiner 
Abstimmungen für die Zukunft aufrecht erhalte. (Beifall.) — Abg. Opper- 
mann (Hannoveraner) ſpricht für die Vorlage, bleibt jedoch auf der Jour⸗ 
naliſtentribüne unverſtändlich. — Abg. Dr. Waldeck: Die Hannoveraner 
ſagen: fie wollten den Provinzialfonds behalten. Was man behalten wolle, 
müffe man doch erſt haben, und womit wolle die Provinz beweiſen, daß 
ſie dieſen Fonds habe? Der Fonds ſei ausdrücklich für einen Theil des 
Staatsvermögens erklärt worden. Auch er gehöre zu den Berliner Abge⸗ 
ordneten und er hoffe, dieſe Abgeordneten würden einmüthig für die Ver⸗ 
werfung der Vorlage ſtimmen; denn ſie ſtänden ſammtlich auf dem Stand- 
punkte, daß der preußiſche Staat ein Ganzes ſei. Die ganzen Ausführun⸗ 
gen des Abg. v. Vincke feien ſachlich klar und recht geweſen, und weder 
der Abg. Miquel noch der Abg. Lasker feien im Stande geweſen, an dieſen 
Ausführungen etwas zu ändern. Wolle man dieſe Angelegenheiten ordnen, 
ſo müſſe man ſie für den ganzen Staat ordnen. Man konne doch nicht 
einen Punkt aus einer ganzen organiſchen Verwaltung herausnehmen und 
dieſen allein feſtſtellen, ohne das Ganze in Betracht zu ziehen. Die Bezie⸗ 
hungen zu England verlangten eine ſolche Bevorzugung der Provinz Han⸗ 
nover nicht mehr. Durch die Bewilligung des Provinzialfonds bewillige 
das Haus etwas, was es nicht bewilligen Pole. Eine Rechtsfrage fei nicht 
vorhanden. Der Herr Miniſterpräſident habe von den Herren aus Hanno⸗ 
ver gejagt, daß fie die welfiſchen Schiffe hinter ſich verbrannt hätten, und 
man ihnen deshalb etwas entgegenkommen müſſe. Von dieſem Verbrennen 
der Schiffe wiſſe er nichts, für ihn ſei die Wiederherſtellung des Welfen 
hauſes in Hannover eine jo große Unmöglichkeit, daß er dies gar nicht in 
den Kreis feiner Betrachtungen ziehen wolle. Die partikulariſtiſche Rich⸗ 
tung ſei alſo von gar keiner Bedeutung und ſelbſt die hannoverſche Legion, 
womit der Abg. v. Kardorf gedroht habe, ſei für ihn gar kein Schrecken. 
Solche Vorlage uenne er ein Zerbröckeln des preußiſchen Staats und man 
müſſe deshalb ſowohl vom politiſchen, wie vom rechtlichen Standpunkte 
gegen dieſelbe ſtimmen. Wir können für die Provinz Hannover nicht eher 
etwas feſtſtellen, bis der ganze Plan der Regierung vor uns liegt. 

Graf Bismarck: Ich befinde mich in der ungewöhnlichen Lage, dies⸗ 
mal dieſelben Ziele verfolgt zu haben, die der Herr Vorredner als die ſei⸗ 
nigen hinſtellt, nämlich die Provinzialeintheilung mehr in Einklang zu brin⸗ 
gen mit den alten Stammesverhältniſſen, wenn ich jo ſagen ſoll, mit den 
alten Reichskreiſen. Als ich nach dem Friedensſchluß bierher zurückkam, 
ſchwebte mir ein Ideal vor, deſſen Verfolgung und Feſthaltung vielleicht 
die der Herr Vorredner bezüglich 
der Beſchlüſſe über Hannover rügte, und der Plötzlichkeit, mit der ſie da⸗ 
her gefaßt werden mußten, weil viel Zeit über dies mein nicht verwirklich⸗ 
tes Ideal verloren war. Ich hatte den Gedanken verfolgt, zunächſt die 
rheinfränkiſchen Theile, die drei Bezirke Naſſau, Hanau und vielleicht auch 
Fulda mit der Rheinprovinz zu verbinden, zu einer Provinz Rheinfranken, 
den übrigen Theil von Heſſen daran zu erinnern, daß Heſſen früher Weſt⸗ 
thüringen war und Marburg die Hauptſtadt von Thüringen, und eine Pro⸗ 
vinz Thüringen zu ſchaffen, welche die ſämmtlichen in preußiſchen Beſitz 
gerathenen Beſtandtheile dieſes uralten Landestheiles in ſich begreifen ſollte, 
alſo außerdem den bei Weitem größeren Theil der heutigen Provinz Sach⸗ 
ſen bis gegen Wittenberg hin und die füdlichen Enklaven von Hannover; 
ebenſo die alten Theile Osnabrück und Oſtfriesland an den alten Reichs⸗ 
kreis aus früherer Zeit, an Weſtfalen zurück zu verweiſen und demnächſt 
eine Provinz Niederſachſen — ſo war der Name des Reichskreiſes, den ich 
wünſchte — unter Hinzufügung des alten niederſächſichſchen Landes Mag ⸗ 
deburg herzustellen. Dies Ideal hat ſich nicht verwirklicht, es ſcheiterte 
vielleicht an dem Mangel an Zeit, an dem Mangel an Arbeitskraft, aber 
auch deshalb, weil wir die Wünſche der Bevölkerungen berückſichtigten. Die 
Kurheſſen und die Hannoveraner erklärten ſich dagegen; in Oſtfriesland gab 
ſich eine getheilte Meinung kund. Die Landbevölkerung wollte bei Hanno⸗ 
ver bleiben. Dies habe ihn in ſeinem Plane entmuthigt; es kam, wie es 
jetzt ſei und wie es auch wohl bleiben werde. Nachtheile für Oſtfriesland 
ſcheinen daraus nicht gefolgert werden zu können. Wäre die betreffende 


Da ich einmal das Wort habe, ſo will ich mir noch eine Bemerkung 


Abgeordnete für Minden hat geſtern unter Auderem — ich habe es erſt 
heute in den ſtenographiſchen Berichten oder vielmehr in den Zeitungs⸗ 
berichten geſehen, es war mir geſtern entgangeu — ein erhebliches Gewicht 
auf die Stimmung in den Wahlkreiſen der öſtlichen Provinzen gelegt, die 
durch dies Geſetz weſentlich afficirt ſein würde. Ich kann dies Urtheil und 


Beweis der Gegenwart. Der Vorgang mit Kurheſſen war vollſtändig be⸗ 
kannt, ehe die Wahlen ſtattfanden, auch die Zuſage an die Provin ialſtände 
in Hannover war vollſtändig vor den Wahlen bekannt. Und doch iſt mir 
nicht zu Ohren gekommen, daß in irgend einem Wahlkreiſe irgend ein 
Kandidat darüber interpellirt worden wäre, wie er über dieſe Vorlage 
dächte, daß irgend Jemand es nützlich gefunden hätte, in ſeinem Programme 
die Ablehnung dieſer Vorlage in Ausſicht zu ſtellen, daß er verſprochen 
hätte, gegen die Vorlage zu ſtimmen, weil fie eine Ungerechtigkeit gegen 
die alten Provinzen ſei, daß man geſagt bätte: ich werde in allen Stücken 
mit der Regierung gehen, in dieſem abeer lann ich es nicht. Man würde 
doch das angedeutet haben in den Kreiſen der Wähler, aus denen die Ab- 
geordneten hervorgehen und würde, wo man ſonſt alle Elemente verwerthet, 
auch dieſes benutzt haben. Die Herren haben ohne Rückſicht auf dieſen 
Punkt bei der Bewerbung ihres Mandats ihre Unterftügung bei der Kgl. 
Regierung namentlich in prinzipiellen Fragen, in ſolchen, auf welche die 
Regierung Gewicht legt, in Ausſicht geſtellt. Es kann dies ja nicht ſo ge⸗ 
meint ſein, daß die Herren in prinzipiellen Fragen, die allen Prinzipien, 
die ihnen ſonſt eigen ſind, widerſprechen, blindlings der Führung der es 
gierung ſich überlaſſen ſollen. Aber es wird doch immer ſo viel heißen 
müſſen, daß in Anbetracht einer bedeutenden prinzipiellen Maßregel der 
Königlichen Regierung, die vor den Wahlen öffentlich befannt geworden 
iſt, die Zuſage der Unterftügung, der Regierung die Maßregel mit zu unter⸗ 
ſtützen involvirt, und daß wir ein Recht zu haben glaubten, in dieſer Frage 
auf die Unterſtützung der konſervativen Partei, als derjenigen Partei, die 
ja vorzugsweiſe Vertrauen zur Regierung habe, ganz unbedingt zu zählen. 
Es iſt eine konſtitutionelle Regierung überhaupt nicht möglich, wenn die 
Regierung nicht auf eine Partei mit voller Sicherheit zählen kann, auch 
in allen denjenigen Einzelnheiten, die der Partei vielleicht nicht durchweg 
gefallen können, wenn dieſe Pattei nicht das Facit der Rechnung zieht: wir 
ehen im Großen und Ganzen mit der Regierung; wir finden zwar, daß 
ie ab und zu gerne eine Thorheit begeht, aber doch immer noch weniger 
Thorheiten macht, als annehmbare Maßregeln; um deßwillen wollen wir 
es ihr zu Gute halten. Hat eine Regierung nicht wenigſtens eine beträcht⸗ 
liche Partei im Lande, die in dieſe Auffaſſung und Richtung eingeht, dann 
iſt ein konſtitutionelles Regiment unmoglich; dann muß fie gegen die Kon; 


eitung. 
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ſtitution manövriren und agiren, fie muß ſich eine Majorität zu ſchaffen 
und zu erwerben ſuchen, ſie wird dann eine Art Koalitionsminiſterium, 
und die Verwaltungs maximen gerathen in Fluktuation, die für das Staats⸗ 
weſen im Allgemeinen und am allermeiſten für die Ziele der konſervativen 
Partei nur hoͤchſt nachtheilige Wirkungen haben kann. (Beifall.) 

Ein Antrag auf Schluß der Disfuffion, welcher von mehreren Sei⸗ 
ten geſtellt iſt, wird abgelehnt. — Abg. Dr. Braun (Wiesbaden): Der 
vorliegende Gegenſtand ſei kein politiſcher, dies ergebe die Spaltung unter 
den Rednern der verſchiedenen Fraktionen. Der Einwand des Abgeordn. 
v. Vincke haben in dem Satze kulminirt, daß eigentlich ein Stück von Han- 
nover hätte abgetrennt und mit Weſtphalen hätte verbunden werden müſſen. 
Dagegen ſpreche aber die hiſtoriſche Vergangenheit. Ebenſo müſſe er ent- 
ſchieden proteſtiren gegen die Aeußerung des Abg. v. Vincke (Minden), daß 
die Mitglieder der neuen Provinzen demüthig auftreten ſollten. Gegen den 
Abg. Schulze müſſe er erwidern, daß es ſich hier nicht um eine Schen- 
kung handele, ſondern um eine Grenz⸗Regulirung zwiſchen Staats⸗ und 
Territorialvermögen. Er erwarte beſtimmt, daß, wenn etwa die Vorlage 
verworfen werden ſollte, dies doch wenigſtens nicht aus dem Grunde ge- 
ſchehen ſollte, weil ein Stück von Hannover abgetrennt und mit Weſtpha 
len hätte verbunden werden ſollen. Wenn wir, die Repräſentanten des 
preußiſchen Volkes, mit einem neuen Mitgliede uns auseinander zu ſetzen 
haben, fo ſtellen wir uns nicht auf den Standpunkt eines chikanöſen Pro- 
zeſſes, ſondern auf den der Loyalität. Wir haben aus Staatsfonds den 
Herren für Königsberg und Elbing ja auch Gelder bewilligt. Der Staat 
iſt ein politiſcher Verband, aber die Provinz, Kreis und Kommune ſind 
wirthſchaftliche Verbände, ſie für Unterverbände des politiſchen Staatsver⸗ 
bandes zu halten, iſt eine celtijche, franzöſiſche, italieniſche, ſpaniſche, mexi⸗ 
kaniſche und weiß Gott welche Auffaſſung, eine germaniſche iſt ſie nicht. 
(Lebhaftes Bravo!) Redner geht auf die Zustände der Eentralifation über, wie 
ſie in Frankreich beſtehen; ſelche Zuſtände wollen wir bei uns nicht einfüh⸗ 
ren, vielmehr den Zuſtänden Englands nachzuſtreben ſuchen. Herrn von 
Benda antworte ich, wenn er fragt, woher er den Muth nehmen ſoll, er 
möge ihn daher nehmen, woher er den Muth genommen, um für die 20 
Millionen für Georg Rex zu ſtimmen. Wenn ich hier ſpreche, jo geſchieht 
es im Namen der Decentralifation der Grenzregulirungen zwiſchen Staat 
und Kommune, der Selbſtverwaltung und der wirthſchaftlichen Freiheit. 

Wenn man uns ſagt, wir begründeten einen Staat im Staate, ſo iſt das x 
ein Irrthum; es ift nicht gut, wenn der Staat Alles an ſich zieht. Das 
nunmehr heimgegangene Herzogthum Naſſau giebt dafür den deutlichſten 
Beweis. — Die ganze Geſchichte des Herzogthums Naſſau war ein Streit 

um das Domanial⸗Vermögen. Der Staat zog die Aktiva an ſich und gab 

uns die Paſſiva Ich richte an die Konſervativen die Bitte, das Prinzip 

der Selbſtverwaltung zu verwirklichen, und erinnere die Liberaleu daran, 

daß die liberale Partei ſchon ſeit Jahren auf Trennung der Intereſſen von 2 
Provinz und Staat hinarbeitet und daß jetzt, wo dieſe Idee zum erſten F 
Male verwirklicht werden ſoll, fie nicht zurückſchrecken dürfen vor dem j 
was etwa nachfolgen könnte. — Der Gegenftnub iſt neu und in vielen = 
Punkten noch nicht klar, aber deshalb darf man doch noch nicht nein fagenz 2 


uns nach oben. (Lebhafter Beifall.) 


Abg. v. Binde (Olbendorf) (gegen die Vorlage). Der Miniſterprä⸗ pr 
ſident hat ſich an die Partei gewendet, bie die Regierung unterſtützt; b 
ich zu dieſer Partei gehöre, weiß ich nicht; das bin ich mir bewußt, 
daß ich mit dem feften Vorſatz hierhergekommen bin, den Herrn Mi⸗ 
niſterpräſtdenten zu unterftügen, aber den vorliegenden Geſetz -Ent⸗ 
wurf kann ich nicht annehmen. Ich habe auch die Ehre, in Weſtphalen 
geboren zu ſein, ſtimme aber gegen die Vorlage, nicht um den neuen Pro): 
dinzen irgend Etwas nicht zu gönnen, ſondern weil ich überlegen muß, oh 
ich den alten Provinzen nicht Unrecht thue, wenn ich den Provinzialfonds 
bewillige. Ich halte dieſe Vorlage allerdings für ein Präcipuum. — Der 
Schluß wird wiederum abgelehnt. — Abg. Graf Schwerin gehört nicht 
zu den Abgeordneten, welche als ausgeſprochene Regierungs⸗Kandidaten g-. 
wählt find, ſondern verſichert im Gegentheil, daß er gegen die Organe der 

ei 


ich hoffe, wir werden dereinſt jagen, die Bewegung war ſtark, aber fie riß 4 


Regierung gewählt iſt; aber als unabhängiger Abgeordneter, der ſich an 
kein verpflichtendes Programm im Voraus gebunden hat, wird er die Po- 
litik des Miniſterpräſidenten im Großen und Ganzen unterſtützen und ſeine 5 
Wähler wiſſen das von ihm im Voraus. Was heute vorliegt, iſt keine 8 
finanzielle, ſondern eine politiſche Frage. Man will Hannover nichts neh⸗ 3 
men und nichts ſchenken, ſondern man hat darüber zu entſcheiden, ob über 5 
gewiſſe Mittel zu provinzialen Leiſtungen durch das Organ der Provinz 
oder durch die Centralorgane des Staates verfügt werden hi. Eine ſolche 
Aus einanderſetzung iſt geboten und kann bejaht werden, ohne damit einen 
Verfaſſungsbruch zu begehen, zumal ſie ein mächtiger Schritt von der bureau⸗ 
kratiſch centraliftvenden Verwaltung zu der die Freiheit fördernden Selbſt⸗ 
verwaltung iſt. Abg. v. Dieſt (für ſein Amendement): Die Staatsregie⸗ 
rung iſt ſich über manche Momente der Vorlage ſelbſt noch nicht klar. Die 
Stimmung in Hannover hat durchaus kein Gewicht in dieſer Frage, auch 
wird fie, wie es in. dem Briefe eines hochgeſtellten Beamten aus Han⸗ 
nover heißt, durch die Bewilligung des Provinzialfonds keineswegs beſſer 
werden. Ein anderer Brief eines ganz einfachen Mannes ſagt, man wäre 
der Meinung, daß Preußen ein böfes Gewiſſen habe und es durch dieſe 
Bewilligung wieder beſchwichtigen wolle. — Ich hoffe, daß der Hr. Miui⸗ 
fterpräftdent in feiner Weiſe auch in dieſer ſchwierigen Frage einen feſten 
Griff thun wird und mochte ihm Zeit laſſen, uns eiuen feſten Plan vor⸗ 
zulegen. Allerdings ziehe ich ein Definitioum dem Proviſorium vor und 
möchte die Sache gern aus der Welt geſchafft ſehen; aber ich ziehe das 
Proviſorium immer noch dem Unklaren vor. Wir wiſſen, was wir dem Gra⸗ 
ſen Bismarck verdanken, und ſtützen ihn als freie Männer; wenn wir aber 
gewiſſenhaſter Weiſe Nein jagen müſſen, jo wird er unſerer Lage Rech⸗ 
nung tragen und fie verſtehen. Unſere Stellung iſt, wie ſie ift. (Heiter⸗ 
keit.) — Wir glauben der Staatsregierung durch Nichtbewilligung der Vor⸗ 
lage einen Dienſt zu leiſten. Die konſervative Partei rechnet es ſich zur Ehre 
an, der Regierung eine Stütze geweſen zu ſein und wird es auch bleiben. 

Miniſterpräſident Graf Bismarck: Ich erlaube mir über die Aeuße⸗ 
rungen des Herrn Vorredners in Betreff ſeines Wahlkreiſes einige Worte, 
weil ich, wenn auch nur indirekt, zu ſeinen Urwählern gehöre, vor deren 
Kritik er ſich ſo ſehr zu fürchten ſcheint. Ich kenne dieſen Wahlkreis ge- 
nau, vielleicht genauer, als der Herr Abgeordnete, weil ich länger in dem⸗ 
ſelben angeſeſſen geweſen bin, wie er, und ich glaube, daß man mir dort 
allſeitig wenigſtens von Seiten derer, die für den Herrn Vorredner als 
Abgeordneten geſtimmt haben, beipflichten wird, wenn ich behaupte, das 
Heben und Stützen kann mir nichts helfen, wenn es nicht in der Geſammt⸗ 
heit der Politik geſchieht. Ich kann mich nicht partiell heben und ſtützen 
laſſen, ſonſt komme ich aus dem Gleichgewicht. (Sehr gut!) Die Regie⸗ 
rung muß ſo gehoben und geſtützt werden, wie fie in der Gefammtheit vor. 
handen it, und wenn der Herr Vorredner ſich vor böfen Worten der Wäß⸗ 
ler in ſeinem Kreiſe fürchtet, wenn er nach Haufe kommt, fo empfehle ich 
ihm dafür nur das Recept, zu ſagen, er habe mit mir geſtimmt, und ich 
bin ſicher, man wird ihm verzeihen! (Bravo!) 

Die allgemeine Distuſſion wird geſchloſſen. Präſident v. Forcken⸗ 
beck: Der Herr Berichterſtatter hat das Wort. (Große Unruhe und Wider⸗ 
ſpruch in der Verſammlung. Vielſeitiger Ruf: Verzichten! Verzichten!) — 
Referent Abg. Kanngießer: Ich werde kurz ſein. (Stürmiſcher Beifall.) 
Zunächſt ſage ich der Staatsregierung Dank dafür, daß ſie ſich mit den 
Vorſchlägen der Kommiſſion einverſtanden erklärt hat. Mit allen jurifti- 
{hen Deduktionen und ſcharſſinnigen arithmetiſchen Berechnungen annektiren 
Sie weder, noch aſſimiliren Sie die neuen Provinzen. Ich bitte Sie des⸗ 
halb, den Kommiſſionsantrag mit dem Amendement Francke anzunehmen, 
event. aber das Amendement Kardorff; alle übrigen Amendements aber zu 


einzelnen Falle dauernd zu beſtellenden Vertreter ausgeübt. 


verwerfen. — Es folgt die Spezial-Diskuffton über 8. 1 der Kommiſſions⸗ 
vorlage, Nr. 1 des Amendements Brauchitſch und SS. 1—4 des Amendements 
Bonin. In die Rednerliſte ſind eingeſchrieben 14 Redner für, 15 Redner 
gegen das Geſetz. — Regierungs Kommiſſar Wollny: Es iſt durchaus 
nicht richtig, wenn man in die Debatte immer die Frage hineinwirft, ob 
der Provinz Hannover ein Recht zuſtehe, an das Domanialvermögen oder 
an eine dem entſprechende Dotation aus der Staatskaſſe. Der hannoverſche 
Provinzial⸗Landtag hat einen ſolchen Rechtsanſpruch nicht erhoben, und die 
Staatsregierung hat einen ſolchen nicht anerkannt; es waren andere Gründe 
vorhanden. Es kann auch von einer Schenkung nicht die Rede fein, ſon⸗ 
dern lediglich von einer Vereinigung zwiſchen der Regierung und der Pro- 
vinz Hannover, wonach gewiſſe Verpflichtungen, welche bis jetzt der Staats⸗ 
kaſſe oblagen, auf den Provinzialverband gegen eine entſprechende Entſchä⸗ 


digung übertragen werden ſollen. 


Regierungs⸗Kommiſſar Mac Lean wiederlegt die Zifferaufſtellung 
des Abg. v. Vincke und geht näher auf die Zwecke des beanſpruchten Fonds 
ein. Nach dieſen beiden ziemlich langen Vorträgen der Kommiſſare will 
der Präſident gegen 4 Uhr die neue Rednerliſte, die etwa dreißig Namen 
zählt, abwickeln, aber der laute Ruf nach Vertagung unterbricht ihn. Auch 
eine Abendſitzung um 7 Uhr wird proponirt, ader die Mehrheit des Hauſes 
weiſt dieſen Vorſchlag zurück. — Schluß 4 Uhr. Nächſte Sitzung Don⸗ 
nerſtag 10 Uhr. Tages⸗Ordnung: Fortſetzung der heutigen und verſchie⸗ 
dene Berichte der Kommiſſion für Gemeindeweſen und für Handel und 


Gewerbe. 

Breslau, 5. Februar. In der heutigen zahlreich beſuchten 
außerordentlichen General-Verſammlung der Aktionäre der Ober- 
ſchleſiſchen Etſenbabngeſellſchaft wurde einſtimmig nach den Anträgen 
der Geſellſchafts ⸗Vorſtände der Bau einer Bahn von Poſen über 
Gneſen nach Inowraclaw über Thorn mit einer Abzweigung von 
einem noch zu beſtimmenden, nicht ſüdlicher als Pakosz gelegenen 
Punkte nach Bromberg beſchloſſen, für welche das Baufapital durch 
Ausgabe von 12 Milltonen 4½ prozentiger, mit 4 pCt. vom Staate 
garantirter Prioritäte-Obligationen deſchafft werden ſoll. Auch der 
Antrag auf Bewilligung von 5000 Tolr. aus den Einnahmen des 
laufenden Jahres für die Notpleidenden in Oſtpreußen ward ge⸗ 
nebmiat. 

Glatz, 5. Januar. Bei der beute bierſelbſt vollzogenen 
Nachwahl für das Abgeordnetenhaus wurde Staatsanwalt Thilo 
(konſ.) gewäblt. ii 

Hannover, 5. Februar. In biefigen unterrichteten Kreiſen 
iſt von der Ernennung eines Militär-Gouverneurs für die vereinig- 
ten Provinzen Hannover und Heſſen-Naſſau, welche von mehreren 
Zeitungen als angeblich nahe bevorſtehend angekündigt wird, nichts 
bekannt. 

Schwerin, 4. Februar. Nach einer der bieſigen wie den 
übrigen Bundesregterungen zugegangenen Mittheilung des Bundes- 
kanzlers vom 30. v. M. bat, wie die „Mecklenburger Anzeigen“ 
melden, der Königlich preußiſche Geſchäftsträger in Kanagawa am 
8. Nopmebr v. J. im Auftrage des Bundeskanzlers der japantſchen 
Regierung von der erfolgten Feſtſtellung der Kriegs- und Handels⸗ 
flagge des norddeutſchen Bundes Anzeige gemacht, unter Mittbet⸗ 
lung der Flaggenmuſter und mit dem Erſuchen, den Gouverneurs 
der geöffneten und der zu öffnenden Häfen die nötbhigen Anmwei- 
jungen dieſerbalb zugehen zu laſſen. Die japaniſche Regierung hat 
unterm 26. November v. J. dieſem Antrage entſprochen, und es 
find ſomit allen unter der Handeleflagge des norddeutſchen Bundes 
fahrenden Kauffahrteiſchiffen in den betreffenden Häfen Japans alle 
diejenigen Rechte geſichert, welche nach den Beſtimmungen des preu- 
ßiſch-japantſchen Handels vertrages bisher den preußlſchen Kauffahrtei⸗ 


ſchiffen zuſtanden. a 


— In der Verordnung betreffend die durch das Bundesgeſeh 
über die Freizügigkeit gebotene Regelung der rechtlichen Verhältniſſe 
der Juden heißt es u. A.: „Jüdiſchen Glaubensgenoſſen, welche 
Grundelgenthum erwerben, mit deſſen Beflg öffentliche Rechte ver⸗ 
bunden ſind, ſteht zwar auch die Ausübung dieſer Rechte zu; ſie 
bleiben jedoch von der Ausübung der Landſtandſchaft, der Zuris- 
diktton, des Patronats, der Aufſicht und Verwaltung von chriſt⸗ 
lichen Schulen und geiſtlichen Stiftungen, und nicht minder von 
der Ausübung der Polizel, inſoweit es ſich um die Unterſuchung 
und Beſtrafung von Vergehen handelt, ausgeſchloſſen. Die Land- 
ſtandſchaft rubt während der Dauer des Beſitzes, die übrigen vor⸗ 
ſtebend aufgeführten Rechte werden durch einen beſondern, in jedem 
Der 
jüdiſche Beſitzer bleibt aber zur Tragung aller damit verbundenen 
Laſten, auch der durch die Vertretung verurſachten Koſten, ver- 


pflichtet.“ 


Dresden, 5. Februar. In der heutigen Sitzung der zwei⸗ 
ten Kammer interpellirte der Abgeordnete Mat wegen der Auedeh⸗ 
nung der Reſervezelt der einjährigen Freiwilligen auf ſechs Jahre, 
worauf der Kriegomintiſter erklärte, daß das ſächſiſche Geſetz durch 
das Bundesgeſetz außer Kraft geſetzt ſei. Die deshalb gemachten 
Vorſtellungen jeien fruchtlos geblieben, und es ſei nicht anzunehmen, 
daß fernere Schritte einen beſſeren Erfolg haben würden. 

— Beide Kammern haben dem König zur Verlobung ſeiner 
Enkelin gratultrt. 

Darmſtadt, 4. Februar. Eine geſtern Abend zu einer 
Beſprechung über die Zollparlamentswahlen zuſammengetretene na- 
tonalgeſiunte Wähler-Berjammlung beſchloß die Berufung einer 
Volkeverſammlung auf Sonnabend den 8. d., Abends 8 Uhr, in 
das Ritſert'ſche Lokal. Dieſelbe beſchloß weiter, an Hrn. Karl 
Jobaun Hoffmann die Aufforderung ergeben zu laſſen, in dieſer 
Berjammlung zu erſcheinen und feine Stellung zu den ſchwebenden 
Fragen zu entwickeln. 

Mainz, 3. Februar. Die Zollparlamentsbewegung gebt, 
je näher die Wahlen heranrücken, in immer lebhofteren Wogen. 
Während in den eigentlichen bürgerlichen Kreiſen, und zwar in der 
ganzen Rheinprovinz, das Streben nach Einheit als ein Haupt- 
moment auftritt und vorherrſcht, wollen die Arbeiterverbindungen 
dle ſoctale Seite der Sache zur Grundbedingung gemacht wiſſen. 
Die Verſammlungen derſelben folgen Tag auf Tag, und geſtern 
bat ſich auch die Schaar Laſſalle's in die Bewegung eingemiſcht. 
Die Arbeiter wollen einen Kandidaten ihres Standes durchſetzen. 
Dleſes Vorhaben iſt bei dem großen Umfang der Wahlkretſe ſchwer 
ausführbar. Die Volkspartet hat Hrn. Dumont als Kandidat in 
Ausſicht genommen. 

Karlsruhe, 3. Februar. So weit bis jetzt bekannt, wird 
dem Kandidaten für Karlsruhe, Vanquter und Abgeordneten Kölle 
(nat.-Iib.), nur von der ultramontanen Partei ein Kandidat gegen- 
übergeſtelt werden, jedoch wobl ohne Ausſicht auf Erfolg; dieſel⸗ 
ben Parteien fleben ſich im Wablkreiſe Offenburg in der Perſon 
der Hrn. Kiefer und Lindau gegenüber. Im Wablkreiſe Walds⸗ 
but⸗Schopfheim Fandidtrt merkwürdiger Weiſe Freiherr v. Roggen⸗ 
bach gegen den natlonal-liberalen Kandidaten Hepting. Ueber die 


Veranlaſſung dieſer Gegenkandidatur iſt Gewiſſes nicht bekannt; 
man erzählt ſich, Hr. v. Roggenbach halte den ſofortigen Eintritt 


in den norddeutſchen Bund für untbunlich, wolle eben jo wenig 


Erweiterung der Kompetenz ollparlaments und habe da⸗ 
durch die demokratiſche Partei für ſeine Kandidatur gewon- 
nen. Im Wahlkreiſe Durlach kandidiren der Fabrikant Dennig- 
Pforzbeim und der ehemalige (1866) Fin anzminiſter Vogelmann. 
Hier handelt es ſich lediglich um eine Perſonenfrage. Was die 
übrigen Wahlkreiſe betrifft, jo finden in ihnen die national-liberaler- 
ſeits vorgeſchlagenen Kandidaten kaum Oppoſition. Genannt mö⸗ 
gen als Kandidaten dleſer Partei noch werden: Fabrikant Fal- 


ler, Mitglied der erſten Kammer (Konſtanz), Kiesner, Mitglied 


der zweiten Kammer (Donaueſchingen), Lamey, Mitglied der zwel⸗ 
ten Kammer (Baden und Tauberbiſchofs heim), Bluntſchli, Mitglied 
der erſten Kammer (Bretten) zc. 

Stuttgart, 5. Februar. Die Abgeordnetenkammer geneh- 
migte in ihrer heutigen Sitzung das Geſetz, betreffend die neuen 
Elſenbahnanlagen. Das dazu erforderliche Bau-Kapital im Be- 
trage von 36 Millionen ſoll im Anleibewege aufgebracht werden. 

München, 3. Februar. J. Maj. die Königin-Mutter if 
neuerdings erkrankt. Es erſchlen heute Vormittag folgendes Bul⸗ 
letin: „Nach vorausgegangenen Erkältungen bat ſich bei“ J. Maj. 
der Koͤnigin-Mutter ein ſieberhafter, akuter Rheumatismus einge- 
ſtellt. Das Fieber iſt mäßig, der Schmerz aber in der Hüften⸗ 
gegend und dem linken Knie lebhaft.“ 

München, 5. Februar. Nach dem heutigen Bülletin über 
das Befinden der Königin-Mutter, welche an einem akuten Gelenk- 
Nheumatismus erkrankt iſt, hat das Fieber etwas zugenommen; die 
Gelenkaffektton hat größere Ausbreitung gewonnen; die letzte Nacht 
wurde, größtentheils ſchlaflos zugebracht. 


Ausland. 


Paris, 5. Februar. „France“ theilt mit, Fürſt Metternich 


babe geſtern eine Konferenz mit dem Marquis de Mouftier ge- 
habt, in welcher er dem Letzteren von der Beſorgniß Mittheilung 
machte, die die Haltung gewiſſer Donauuferſtaaten in Oeſterreich 
verurſacht. 

— „La France“ zählt den geſtrigen „vierten Februar“ unter 
die denkwürdigſten Tage des zweiten Kaiſerreichs. — Die „Patrie" 
ſagt, jener Tag habe einen der ſchönſten politiſchen Siege des 
Katjers geſehen. — Nach Schluß der geſtrigen Sitzung wurde der 
Minifter Rouher von Tbters und Favre beglückwünſcht. 

— Der General Huſſon, die humoriſtiſche Perſon des Senats, 
welchem bei feiner Harthörigkeit es paſſirte, „ bas les Anglais!“ 
zu rufen, wenn man eine Petition über die Hundeſteuer behandelte, 
iſt plötzlich geſtorben. Zwei andere Senatoren, General Schramm, 
noch ein Offizter der Republik und des erſten Kaiferreiches, und 
Herr Meſoran, Genoſſe des Katſers bel der boulogner Affatre, 
liegen ſchwer erkrankt darnieder. 

Florenz, A. Februar. In der Deputirtenfammer wurde 
heute die Distuſſton des Juſtiz-Budgets beendigt. — Die „italte⸗ 
niſche Korreſpondenz“ meldet, daß der franzöſſſch⸗talieniſche Ver⸗ 
trag, welcher die Antheile beider Regierungen an den Ausgaben 
für den Mont Cenis⸗Tunnel regulirt, geſtern unterzeichnet iſt. 

— In der beutigen Sitzung der Deputirtenfammer wurde das 
Marinebudget vorgelegt. Dafjelbe beläuft ſich auf 35,687,348 Lire. An 
gewöhnlichen laufenden Ausgaben werden 1,088,580 geſpart, da- 
gegen vergrößern ſich die außergewöhnlichen Ausgaben im Vergleich 
zu denen des vergangenen Jahres um 4,089,012. Der Ausſchuß 
ſchlägt vor, an den laufenden Ausgaben und durch andere Reduk⸗ 
tionen 1,028,271 zu ſparen, wodurch der Geſammtbetrag des 
Budgets ſich auf 34,658,129 Lire vermindern würde. 

Florenz, 5. Februar. Aus Cipita-Vecchta wird die An⸗ 
kunft von drei franzöſiſchen Transportdampfern gemeldet, um die 
zur Rückkehr beſtimmten Kavallerie- und Artillerte-Korps an Bord 
zu nehmen. Es wird beftätigt, daß die zurückblelbenden Truppen 
die Stärke einer Diviſton nicht überſteigen werden. — Odo Ruſſell, 
der Geſchäftsträger Großbritaantens beim heiligen Stuhle, hat ſich 
mit einer Tochter Lord Clarendon's verlobt. 

Nom, 5. Februar. Die franzöſiſchen Transportſchiffe „Ori- 
noco“ und „Albatros“ haben Civolta-Vecchla mit einer Abtheilung 
Kavallerie an Bord verlaſſen. 

Rom, 5. Februar. Man erwartet 6000 Gewehre von 
England nach einem neuen Syſteme. 

London, 5. Februar. Ein Telegramm des „Evening Stan- 
dard“ aus Cork berichtet, daß ein Fenler-Komplott, welchts zum 
Zwecke hatte, Macroom-⸗Caſtle anzugreifen, um ſich der daſelbſt be- 
findlichen Waffen der Miliz zu bemächtigen, gerate als die bewaff- 
neten Banden im Begriffe waren, den Angriff auszufübren, ver- 
eitelt worden ſel. Zwel Individuen, welche als Vorpoſten voraus- 
geſchickt waren, find verhaftet, die Hauptmaſſe der Verschwörer iſt 
erſtreut. 
ir London, 5. Februar. Der italteniſche Geſandte Marquis 
d'Azeglto bat angeblich auf feinen Pollen als Geſandter bei der 
groß britanniſchen Regierung reſignirt. 

— Die entſetzlichen Stürme, die uns ſeit einigen Tagen 
beimſuchen, verwehren gleichzeitig beinahe alles Intereſſe an den 
Borkommniffen auf politiſchem Geblete; indeſſen zeigt die zuver⸗ 
ſichtliche Haltung der Börfe, daß die Friedensboſſnungen fortdauernd 
die Oberband bebalten. Die böheren Geſellſchaftskreiſe beginnen 
ſich für die Satſon zu rüſten, für welche an Hof. Feſtlichkelten an- 
gekündigt find: elne große Cour in Buckingham Palace am 3. 
März, wobei das diplomatiſche Korps, das Kabinet und andere 
offizielle Perſönlichkeiten nach vorbergegangener Anzeige ſeitens des 
Hofmarſchall-Amtes mit den Damen ihrer Jamille eiſcheinen wer- 
den, fo wie drei Drawing Rooms (12. März, 1. April und 12. 
Mat) in demſelben Palaſte. Bel letzteren Anläſſen (Damenempfang) 
wird die Königin jo lange zugegen bleiben, als ihre Geſundhelt 
es erlaubt, und für die übrige Zeit durch eine der Prinzeſſinnen 
vertreten werden. Der Prirz von Wales wird wie gewöhnlich im 
Namen der Königin die üblichen Levers im St. James Palace 
abhalten. Seine Reſldenz wird der letztere von Sandringham nach 
ſeinem Palaſte Marlborough House bierſelbſt nebſt Familie am 
13. d. M. verlegen. 

— Nach amtlichen Angaben haben ih bis jetzt 113,674 
Speilal-Konſtabler in England und Schottland einſchwören laſſen, 
darunter, 52,974 im londoner Bezirke. 

Dublin, 5. Februar. Bel einem beute abgehaltenen pro- 
teſtantiſchen Mecting, an welchem viele Mitglieder des Ober- und 


Unterhauſes theilnahmen, wurde unter großem Enthuſtas mus eine 
Petitlon an die Königin beſchloſſen, in welcher um Wahrung der 
Union, Vertbeldigung die iriſchen Kirche und Abwehrung des Ein- 
fluſſes der Ultramontanen auf die Erziehung gebeten wied. 

Athen, 30. Januar. Am 20. Januar hat bel Herakllum 
in Kandia ein ernſter Kampf zwiſchen 1500 Chriſten und ungefähr 
5000 Türken ſtattgefunden. Letztere wurden beſiegt und zogen ſich 
in ihre Befeſtigungen zurück. Alsdann fielen fie wieder über die 
Chriſten her, ſchlugen fie und tödteten eine Anzahl derfelben. — 
Mehrere andere Gefechte haben in verſchledenen Theilen der Inſel 
ſtattgefunden. Bei Canea wurden die Türken beſiegt und ließen 
Quantitäten von Proviant und Munition zurück, welche in die 
Hände der Inſurgenten fielen. Immer noch werden kandloſiſche 
Familien auf oruſſiſchen Schiffen nach Griechenland gebracht. — 
Zwiſchen den Mitgliedern des griechiſchen Kabinets herrſcht Un⸗ 
einigkeit. Einige Miniſter wollten die Deputirten-Kammer auflöſen, 
andere nicht; der König ſcheint gegen die Auflöſung Bedenken zu 
tragen. — Der ruſſiſche Geſandte hat einen Ball gegeben, bei wel⸗ 
chem auch der König und die Königin zugegen waren. — Das 
neue Miniſterlum hat mehrere Beamte, namentlich Präfekten, ab⸗ 
geſetzt. 

Waſbhington, 4. Februar. Beide Häufer des Kongreſſes 
baben ein Geſetz angenommen, durch welches die dem Finanzmini⸗ 
ſter Me. Culloch ertheilte Vollmacht, die Cirkulation des Papier- 
geldes zu beſchränken, ſuspendirt wird. — Mehrere Journale be- 
haupten, daß Adams auf feinen Poſten als Geſandter der Union 
am Hofe von St. James reſignirt habe. 


Pommern. 

Stettin, 6. Februar. Bel dem Hülfs⸗Comité für Stettin 
und Umgegend ſind bis vorgeſtern (inkl. des Ertrages einer durch 
das Königliche Landraths⸗Amt im Randower Kreiſe veranſtalteten 
Sammlung von 150 Thlr.) überhaupt 5875 Thlr. 4 Pf. einge⸗ 
gangen. 

— In gerechter Würdigung des herrſchenden Nothſtandes iſt 
man in lobenswerther Weiſe von allen Seiten bemüht, foweit bie 
Verhältniſſe und die Jahreszeit dies nur irgend geſtatten, durch 
öffentliche Arbeiten bedürftigen Arbeitern einigen Verdlenſt zu 
ſchaffen. So bat u. A. auch die ſtädtiſche Behörde in augenblick 
licher Ermangelung anderer Arbeiten einer Anzahl von Leuten Be- 
ſchäftigung beim Steineſchlagen gegeben und ſelbſt mancher dem 
„Handwerkerſtande“ angehöriger Familienvater, dem es darum zu 
thun iſt, feine Angehörigen redlich durchzubringen, bat dieſe Arbeit 
bereitwillig übernonmen. Auf der anderen Seite iſt es allerdings 
auch hier vorgekommen, daß „ſolche Arbeit“ Einzelnen „nicht paßte“, 
und ſie es deshalb bisher vorgezogen haben, ſich an derſelben nicht 
zu betheiligen, 

— In den Tagen vom 1. bis inkl. 5. Februar wurden hier 
an Getreide eingeführt: 659 Wſpl. 21 Schffl. Weizen, 186 Wſpl. 
6 Schffl. Noggen, 84 Wſpl. 18 Schffl. Gerſte, 53 Wſpl. 12 
Schffl. Hafer, 91 Wſpl. 1 Schffl. Erbſen, 34 Wſpl. 20 Schffl. 
Kartoffeln. 

Demmin, 1. Februar. (Dd.-3.) Das 25 jährige Jubl⸗ 
läum unſeres verdienten Stadtkämmerers Baumann wurde heute 
unter zahlreicher Beteiligung feſtlich gefeiert. Die ſtädtiſchen Be⸗ 
börden haben dem Jubilar eine perſönliche Grhaltszulage von 100 
Thlr. bewilligt und aus ihrer Mitte ein Comité zum Arrangement 
des Feſtes gewählt. An letzterem nahm auch der neu ernannte 
Kommandeur unſeres Ulanen-Regiments Nr. 9, Major v. Kleift, 
mit dem ganzen Offizter-Korps Theil, und, da der Jubilar auch 
Kreisdeputirter iſt, der ſtellvertretende Landrath v. Heyden, jo wie 
andere Rlittergutsbeſitzer. 


Vermiſchtes. 
Berlin. Unter den im Bazar der Königin eingegangenen 
intereſſanten Geſchenken befindet ſich ein indiſcher Shawl, deſſen 
Werth auf 2000 Thlr. angegeben wird. 


Börſen⸗Berichte. 

Stettin, 6. Februar. Witterung: leicht bewölkt und ſtürmiſch. Tem⸗ 
peratur +5 R. Wind: NW. 

EN 20 5d. f na ; 

Weizen matt, per 2125 Pfd. loco gelber inländiſcher 99 —103¼ 
ungariſcher 93—96 , bunter poln. 96 101 , weißer do. 100 25 
106 bez., 83—85pfd. gelber Februar 99 % nom., Frühjahr 100, 
99½, 100 bez. u. Br., Mai⸗Juni 100 % Br. 

Roggen etwas höher, pr. 2000 Pfd. loco 76½ 781% „ bez., feiner 
19 K bez., Februar 78 3% nom, Frühj. 78 ½, 78 9% bez. u. Gd., 
non 78 & bez. u. Gd., Yuni-Zuli 77 3% Br., Juli» Auguſt 

ez. 5 

Gerſte wenig verändert, pr. 1750 Pfd. loco 52—54 , ungariſche 
53 M bez. 

Hafer fill, per 1300 Pfd. loco 36 ½—37½ & bez., 47—50pfd. 
ne a i. 2250 ib bees 68—70 4 b 
rbſen ſtill, per 0 Pfd. loco 68 — ez., feine 7 5 
Frühjahr er 71% ð 87 u ee 

dub! behauptet, loco 10% % Br., Februar 10%, ½ 34 bez., 

10½ % Br., Februar⸗März 101 bez., April-Mai 10% S 8 
Yıı > = gie 10% 9% bez., Br. u. Gd. 

2 piritus etwas feſter, loco ohne Faß 19%, 74 bez., Februar 19 ¼13 
bez., Frühjahr 20, 20 ¼, ½ Ag bez, 201 Br., Mai⸗Juni 
20% e Gd., Juni-Juli 20% Ag Br. 1 N ? 

Regulirungs⸗Preiſe: Weizen 99, Roggen 78, Rüböt 10 ¼, 
Soiritus 19%... 

Hamburg, 5. Februar. Getreidemarkt. Weizen und Roggen loco 
geſchäftslos. Weizen pr. 1 5⁴⁰⁰ Pfd. netto 176 Bankothaler Br., 
175 Gd., per Februar März 176 Br., 175 Gd., per Frühjahr 175 Br. 
u. Gd. Roggen per Februar 5000 Pfd. Brutto 141 Br., 140 Gd., per 
Februar⸗März 139 Br., 138 Gd. pr. Frühjahr 137 Br., 136 Gd. Hafer 
ſehr ruhig. Rüböl flau, loco 22, per Mai 22%, per Oktober 23 ½. 
Spiritus ſehr ruhig, zu 28 angeboten. Kaffee ruhig. Zink ſehr ſtille. — 
Wetter kalt und windig. - ’ 

Amſterdam, 5. Februar. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Weizen 
fill, Petersburger Roggen loco flauer, pr. März 313, pr. Juli 303. Raps 
pr. Mai 67. Rüböl pr. Mai 3414, pr. November⸗Dezember 36, 


